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Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des 
Personalausweisgesetzes und der Personalausweisverordnung 
(Personalausweisverwaltungsvorschrift - PAuswVwV)

A. Problem und Ziel

Das Gesetz und die Verordnung über Personalausweise und den elektronischen 

Identitätsnachweis (Personalausweisgesetz und Personalausweisverordnung) bedür-

fen einer konkretisierenden Auslegung durch Verwaltungsvorschriften. Während im 

Bereich des Passwesens seit längerer Zeit eine Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

existiert, ist dies im Ausweiswesen bislang nicht der Fall. Stattdessen orientiert sich 

die Praxis an dem vom Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat heraus-

gegebenen Handbuch für Personalausweisbehörden sowie an sonstigen vorläufigen 

Hinweisen zur Durchführung des Personalausweisgesetzes. Um eine bundeseinheit-

liche Rechtsanwendung anhand übersichtlicher Regelungen zu gewährleisten, sind 

jene vorläufigen Hinweise in eine Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu überführen. 

B. Lösung 

Die bisherigen „vorläufigen Hinweise zur Durchführung des Pass- und Personal-

ausweisgesetzes“ des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat werden 

in aktualisierter Form in eine Allgemeine Verwaltungsvorschrift überführt.

C. Alternativen 

Keine.
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D. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Den Personalausweisbehörden entstehen durch die Neufassung der Allgemein Ver-

waltungsvorschrift keine zusätzlichen Aufwendungen. 

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Die bestehenden Prozesse werden mit der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift le-

diglich zusammengeführt und konkretisiert. Zusätzlicher Aufwand bei den Bürge-

rinnen und Bürgern entsteht nicht.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft werden keine Informationspflichten neu eingeführt, geändert  

oder aufgehoben. Die bestehende Informationspflicht beruht auf vertraglicher 

Grundlage und betrifft nur den Personalausweishersteller und keine weiteren Wirt-

schaftsbetriebe. Kosten für die Wirtschaft sind durch die Neufassung der Allgemei-

nen Verwaltungsvorschrift nicht zu erwarten. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Die notwendigen Mitteilungspflichten, der Informationsaustausch sowie die Daten-

übermittlungen beruhen auf den gesetzlichen Vorschriften. Die Allgemeine Verwal-

tungsvorschrift dient lediglich der Konkretisierung. Neue Aufgaben und damit ein-

hergehender zusätzlicher Vollzugsaufwand entstehen in den öffentlichen Haushal-

ten nicht.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau und insbesondere das 

Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten. Für die Verwaltung werden keine 

neuen Informationspflichten hinzugefügt.  
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Bundesrepublik Deutschland 
Die Bundeskanzlerin

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Daniel Günther

Sehr geehrter Herr Präsident,

Berlin, 26. Juni 2019

hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des 

Personalausweisgesetzes und der Personalausweisverordnung  

(Personalausweisverwaltungsvorschrift -PAuswVwV)

mit Vorblatt.

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 84 Absatz 2 des 

Grundgesetzes herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat.

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel
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Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des 

Personalausweisgesetzes und der Personalausweisverord-

nung (Personalausweisverwaltungsvorschrift - PAuswVwV)

Vom … 2019

Nach Artikel 84 Absatz 2 und Artikel 86 Satz 1 des Grundgesetzes er-

lässt die Bundesregierung die folgende Allgemeine Verwaltungs-

vorschrift:

Artikel 1

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des 

Personalausweisgesetzes und der Personalausweisverord-

nung (Personalausweisverwaltungsvorschrift - PAuswVwV)

Inhaltsübersicht: 
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§ 5 Absatz 2 6
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Allgemeines

Diese Allgemeine Verwaltungsvorschrift enthält Leitlinien zur Anwendung 

des Gesetzes über Personalausweise und den elektronischen Identitäts-

nachweis (Personalausweisgesetz - PAuswG) sowie der Verordnung über 

Personalausweise und den elektronischen Identitätsnachweis (Personal-

ausweisverordnung - PAuswV). Sie soll die Rechtsanwendung erleichtern, 

indem sie in der Praxis häufige Fallkonstellationen in typisierter Weise vor-

entscheidet. Um dem Einzelfall gerecht zu werden, darf die Behörde in aty-

pisch gelagerten Fällen von der vorliegenden Verwaltungsvorschrift abwei-

chen. Die Pflicht zur Beachtung der Vorschriften des Personalausweisge-

setzes und der Personalausweisverordnung bleibt hiervon unberührt. 

Regelungssystematisch knüpft die vorliegende Verwaltungsvorschrift über-

wiegend an die Vorschriften des Personalausweisgesetzes an. Nur dort, wo 

sich eine Vorschrift unmittelbar auf eine Vorgabe in der Personalausweis-

verordnung bezieht, wird diese als Anknüpfungspunkt gewählt. 

Soweit diese Verwaltungsvorschrift keine Regelung enthält, ist die Allge-

meine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Passgesetzes (Pass-

verwaltungsvorschrift – PassVwV) vom XX. [MONAT] 2019 (GMBl. 2019 

S. XXX) entsprechend anzuwenden, wenn deren Zweck auf das Ausweis-

wesen gleichermaßen zutrifft. Insbesondere gilt dies für die Einträge zum 

Familiennamen, Vorname(n), Tag und Ort der Geburt, Doktorgrad, zur Au-

genfarbe und Größe etc., ebenso wie für die Antragstellung und für die Ab-

frage zur Staatsangehörigkeit sowie für die Identitätsfeststellung. 

Als weitere Arbeitshilfe soll auf das vom Bundesministerium des Innern, für 

Bau und Heimat herausgegebene „Handbuch für Personalausweisbehör-

den“ (Stand: [Monat] 2019) zurückgegriffen werden. Insbesondere ist si-

cherzustellen, dass die antragstellende Person alle für sie notwendigen In-

formationen im Rahmen der Antragstellung, der Abholung, des Änderungs-

dienstes sowie der Sperrung bzw. Entsperrung erhält. Dies kann durch die 

Beachtung der im Handbuch enthaltenen Gesprächsleitfäden sichergestellt 

werden.
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Verwaltungsvorschriften zum Personalausweisgesetz

Zu § 3 PAuswG - Vorläufiger Personalausweis 

§ 3 Absatz 1 

G.3.1.1 Eilbedürftigkeit

Vorläufige Personalausweise können, wenn die Voraussetzungen des § 3 

Absatz 1 PAuswG erfüllt sind – also die Eilbedürftigkeit von der antragstel-

lenden Person glaubhaft gemacht wurde und diese nicht über einen Reise-

pass verfügt – in mehrfacher Folge ausgestellt werden. 

Eine Beschränkung der Anzahl von aufeinanderfolgend ausgestellten vor-

läufigen Personalausweisen oder eine verpflichtende Koppelung mit der 

Ausstellung eines regulären Personalausweises sind nicht zulässig.

G.3.1.2 Siegelung

Vorläufige Personalausweise sind vor ihrer Ausgabe an den Ausweisinha-

ber durch Unterschrift und Dienstsiegel der Personalausweisbehörde aus-

zufertigen. Die Unterschrift und das Dienstsiegel sind auf der Rückseite des 

vorläufigen Personalausweises anzubringen.

§ 3 Absatz 2

G.3.2.1 Ausstellung durch Inlandsbehörden

Vorläufige Personalausweise werden nur durch inländische Personalaus-

weisbehörden ausgestellt. Eine Ausstellung von vorläufigen Personalaus-

weisen durch Auslandsvertretungen ist unzulässig.

Zu § 4 PAuswG - Eigentum am Ausweis; Ausweishersteller; Vergabestelle für 
Berechtigungszertifikate

G.4.1 Ausgabe an die antragstellende Person

Spätestens bei der Aushändigung des neuen Personalausweises ist der al-

te Personalausweis einzuziehen (vgl. Nummer 6.3.3.3 PassVwV) und der 

Ausweis sichtbar zu entwerten. Die Entwertung erfolgt grundsätzlich durch 

das vollständige Abschneiden des die maschinenlesbare Zone enthalten-

den Teils des Personalausweises. Mindestens ist jedoch erforderlich, dass
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der linke Teil der maschinenlesbaren Zone abgeschnitten wird und damit 

die Dokumentenkennung (IDD<<) sowie ein Teil der Seriennummer (erste 

maschinenlesbare Zeile), ein Teil des Geburtsdatums (zweite maschinen-

lesbare Zeile) und ein Teil des Familiennamens (dritte maschinenlesbare 

Zeile) abgetrennt werden. Der abgeschnittene Teil ist gemäß Nummer 6.3.4 

PassVwV zu vernichten.

Auf Wunsch der antragstellenden Person kann der entwertete alte Perso-

nalausweis wieder ausgehändigt werden, hierzu ist vorher - sofern das Gül-

tigkeitsdatum noch nicht abgelaufen ist - ergänzend die Online-

Ausweisfunktion auszuschalten. Der vorläufige Personalausweis oder der 

Ersatzpersonalausweis dürfen auch entwertet nicht wieder ausgehändigt 

werden.

Zu § 5 PAuswG - Ausweismuster, gespeicherte Daten 

§ 5 Absatz 2 

G.5.2.1 Bezeichnung des Wohnorts

Im Personalausweis wird die Eindeutigkeit des Wohnorts bzw. des Stra-

ßennamens regelmäßig durch die erfasste Postleitzahl hergestellt. Daher ist 

die Verwendung von Zusätzen zum Wohnort grundsätzlich entbehrlich. 

Sofern für die Eindeutigkeit des Wohnorts darüber hinaus erforderlich, ist 

der Zusatz zum Wohnort wie folgt aufzunehmen (vgl. Nummer 4.1.5.1 

PassVwV): 

• Die amtliche Bezeichnung des Wohnorts wird um die amtliche Be-

zeichnung des Ortsteils ergänzt. 

• Die Hinzufügung weiterer Zusätze wie beispielsweise „Ortsteil“ oder 

die Abkürzung „OT“ o. ä. sind ausschließlich in solchen Fällen gestat-

tet, in denen der Zusatz beziehungsweise diese Abkürzung Bestand-

teil der amtlichen Bezeichnung ist. 

Sind für die Bezeichnung der Wohnanschrift mehr als 50 Zeichen erforder-

lich, ist unter Berücksichtigung der Eindeutigkeit der Wohnanschrift sinnvoll 

zu kürzen.

Neben der Änderung der Anschrift im Chip ist auch ein Adressaufkleber mit 

der neuen Wohnortangabe aufzubringen.
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G.5.2.2 Eintrag des Wohnortes bei Wohnungslosen

Hat die antragstellende Person keine Wohnung (zur Zuständigkeit vgl. 

Nummer 19.3.3 PassVwV), so ist im Feld „Anschrift“ der derzeitige Aufent-

haltsort ohne Straßenangabe einzutragen. Sofern eine Stadt über mehrere 

Postleitzahlen verfügt, ist die Postleitzahl der ausstellenden Personalaus-

weisbehörde einzutragen, die ihr nach dem Straßennamen und der Haus-

nummer zuzurechnen ist (nicht die besondere Postleitzahl für Großkunden). 

Für Personen, die sich ohne die Angabe einer neuen Anschrift oder eines 

neuen Aufenthaltsortes („Wegzug nach unbekannt“) abmelden oder bei ei-

ner Personalausweisbehörde als Wohnungslose vorsprechen, ist entspre-

chend Absatz 1 zu verfahren, sodass der Ort der Abmeldung als derzeitiger 

Aufenthaltsort anzusehen ist. Meldet sich eine Person ohne Angabe einer 

neuen Anschrift bzw. eines neuen Aufenthaltsortes ins Ausland ab, wird der 

Eintrag „keine Wohnung in Deutschland“ vorgenommen.

Neben der Änderung der Anschrift im Chip ist auch ein Adressaufkleber mit 

der neuen Wohnortangabe aufzubringen.

§ 5 Absatz 9 

G.5.9.1 Erklärung zur Aufnahme von Fingerabdrücken

Die Erklärung, ob Fingerabdrücke erfasst werden sollen, gibt die antragstel-

lende Person persönlich ab. Eine mündliche Erklärung genügt. 

Bei Kindern im Alter zwischen 6 Jahren (§ 9 Absatz 3 Satz 8 PAuswG) und 

unter 16 Jahren sowie bei Personen, die durch den/die gesetzliche(n) Ver-

treter, einen rechtlichen Betreuer oder eine bevollmächtigte Person vertre-

ten werden, gilt:

Geben die gesetzliche Vertreterin bzw. der gesetzliche Vertreter und das 

Kind

1. gleichlautende Erklärungen ab, ist entsprechend der Erklärung zu ver-

fahren;

2. unterschiedliche Erklärungen ab, ist der Antrag ohne die Erfassung 

von Fingerabdrücken zu bearbeiten. 

Wenn die betreute Person handlungsfähig ist, gilt ihre Erklärung. Sofern sie 

nicht handlungsfähig ist, gilt die Erklärung des gesetzlichen Vertreters, des 

rechtlichen Betreuers bzw. des Bevollmächtigten.

juris Lex QS
03052024 ()



Drucksache 300/19 - 8 -

Zu § 8 PAuswG - Örtliche Zuständigkeit; Tätigwerden bei örtlicher Unzuständig-
keit

§ 8 Absatz 4 

G.8.4.1 Ausstellung eines Ausweises durch eine örtlich unzuständige Behörde

Die Ausstellung eines Personalausweises durch eine örtlich unzuständige 

Behörde kann nur nach Ermächtigung durch die zuständige Behörde erfol-

gen (§ 8 Absatz 4 Satz 2 PAuswG). Die ausstellende Personalausweisbe-

hörde hat sodann der zuständigen Personalausweisbehörde nach § 11 Ab-

satz 6 PAuswG die dort aufgeführten Daten zu übermitteln.

Für die Gebühren wird insbesondere auf § 1 Absätze 3 und 4 der Personal-

ausweisgebührenverordnung (PAuswGebV) verwiesen.

G.8.4.2 Antragstellung im Inland durch im Ausland lebende Deutsche

Sofern ein im Ausland lebender Deutscher bei einer inländischen Personal-

ausweisbehörde einen Antrag auf Ausstellung eines Personalausweises 

stellt, ist Folgendes zu beachten:

Die Vorschriften nach Nummer 19.4.1 ff PassVwV gelten entsprechend. 

Der Personalausweis ist grundsätzlich durch die ausstellende Personal-

ausweisbehörde auszuhändigen. Eine Ausgabe des Personalausweises 

durch die zuständige Personalausweisbehörde ist regelmäßig nicht vorge-

sehen.

Eine Versendung des Personalausweises ins Ausland ist in begründeten 

Fällen nur an die zuständige Auslandsvertretung möglich. Dabei ist in An-

lehnung an die Nummer 19.3.2 PassVwV stets die sicherste Versandart zu 

wählen. Der Versand ist im Vorfeld mit der zuständigen Auslandsvertretung 

abzustimmen. Bei einer Auslandsvertretung, welche vom Auswärtigen Amt 

nicht als Personalausweisstelle benannt worden ist, stehen diverse Dienst-

leistungen (bspw. Setzen und Änderung der PIN, Wohnortänderung) nicht 

zur Verfügung. Der Personalausweis kann an diesen Stellen lediglich aus-

gegeben werden, wenn der PIN-Brief beim Antragsteller angekommen ist 

(vgl. Nummer G.13.5). Analog ist bei der Versendung des Personalauswei-

ses an inländische Personalausweisbehörden zu verfahren. Ein Versand 

des Ausweises durch die Personalausweisbehörde direkt an die antragstel-

lende Person ist in jedem Falle ausgeschlossen.
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Zu § 9 PAuswG - Ausstellung des Ausweises 

§ 9 Absatz 1 

G.9.1.1 Antragstellung

Drucksache 300/19

Die Person, für die ein Personalausweis ausgestellt werden soll, soll bei der 

Antragstellung persönlich anwesend sein, auch wenn die Antragstellung 

durch einen gesetzlichen Vertreter, einen rechtlichen Betreuer oder eine 

Person mit Vorsorgevollmacht erfolgt (§ 9 Absatz 1 Satz 6 und Absatz 2 

PAuswG, Nummer 6.1.1.2 PassVwV). 

Hierbei gilt: Der Ausweisbewerber muss mindestens 16 Jahre alt sein (§ 9 

Absatz 2 Satz 3 PAuswG), um den Antrag selbst wirksam stellen zu kön-

nen, ansonsten werden die Erklärungen durch den gesetzlichen Vertreter 

bzw. die gesetzliche Vertreterin (§ 9 Absatz 2 Satz 1 PAuswG, Num-

mer 6.1.3 ff. PassVwV) abgegeben.

Bei Personen, die durch einen rechtlichen Betreuer oder eine Person mit 

Vorsorgevollmacht begleitet werden, ist durch die Pass- bzw. Personalaus-

weisbehörde einzuschätzen und festzustellen, inwieweit der Ausweisbe-

werber selbst noch handlungsfähig ist. Diese Einschätzung ist als verfah-

rensbedingter Bearbeitungsvermerk im Personalausweisregister zu spei-

chern. Eine nicht handlungsfähige Person wird durch ihren rechtlichen Be-

treuer mit dem entsprechenden Aufgabenkreis (z. B. Aufenthaltsbestim-

mung, Behördengänge) oder eine Person vertreten, für die eine öffentlich 

beglaubigte oder beurkundete Vollmacht vorliegt (vgl. § 9 Absatz 1 Satz 5, 

Absatz 2 Satz 1 PAuswG, § 6 Absatz 1 Sätze 4 und 5 des Passgesetzes; 

Nummern 6.1.1.1 und 6.1.2 PassVwV sowie § 12 VwVfG). Eine Vorsorge-

vollmacht ist grundsätzlich formfrei, auch wenn das Bundesministerium der 

Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) ein Muster auf seiner Homepage 

bereithält (vgl. auch Broschüre „Betreuungsrecht“ des BMJV). In der Vor-

sorgevollmacht muss die Beantragung eines Personalausweises nicht ex-

plizit aufgeführt sein.

G.9.1.2 Ausgabe

Abweichend von Nummer 6.3.3.1 PassVwV kann bei Personalausweisen 

die Ausgabe des Dokuments an die antragstellende Person bereits dann er-

folgen, wenn die Person das 16. Lebensjahr vollendet hat.
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G.9.1.3 Ausgabe an einen Abholbevollmächtigten

Enthält die Vollmacht des Abholbevollmächtigten keine gesonderte Befug-

nis, die Erklärung über den Erhalt des PIN-Briefes abgeben zu dürfen, oder 

wird durch den Bevollmächtigten erklärt, dass der PIN-Brief beim Ausweis-

inhaber nicht angekommen sei, kann der Personalausweis an den Vertreter 

nicht ausgegeben werden. Er ist durch den Antragsteller persönlich abzuho-

len oder neu zu beantragen. 

Eine Vollmacht kann beispielsweise lauten: 

„Hiermit bevollmächtige ich Frau/Herrn XY zur Abholung meines Perso-
nalausweises und zur Abgabe der Erklärung zum Erhalt des PIN-Briefes.“ 

oder

„Hiermit bevollmächtige ich Frau/Herrn XY zur Abholung meines Perso-

nalausweises und zur Abgabe sämtlicher Erklärungen gegenüber der 

Personalausweisbehörde, die notwendig sind, damit der Personalausweis 

ausgehändigt werden darf.“ 

Werden weitergehende Bevollmächtigungen zu „sämtlichen Erklärungen im 

Zusammenhang mit dem Personalausweis“ ö. ä. vorgelegt, ist dies un-

schädlich, auch wenn bei der Abholung durch einen Bevollmächtigten nur 

die Aushändigung des Personalausweises und der Erhalt des PIN-Briefes 

erfolgen kann.

§ 9 Absatz 3

G.9.3.1 Information und Erklärung zur Erfassung der Fingerabdrücke

Die Information zur Erfassung von Fingerabdrücken (§ 9 Absatz 3 Satz 6 

PAuswG) und die Erklärung des Antragstellers (§ 9 Absatz 3 Satz 4 

PAuswG) dürfen mündlich erfolgen. Die Behörde soll die Erklärung des An-

tragstellers im Register oder auf dem Antragsvorblatt vermerken. Aus haf-

tungsrechtlichen Gründen soll der Vermerk unter Angabe des Datums und 

der Uhrzeit erfolgen.

Ergänzend wird auf Nummer G.5.9.1 verwiesen.
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Zu § 10 PAuswG - Einschaltung, Sperrung und Entsperrung der Funktion des 
elektronischen Identitätsnachweises 

§ 10 Absatz 3

G.10.3.1 Nachträgliches Einschalten des elektronischen Identitätsnachweises (Onli-
ne-Ausweisfunktion)

Die Erklärung zur nachträglichen Einschaltung der Online-Ausweisfunktion 

(§ 10 Absatz 3 PAuswG) kann nur durch den handlungsfähigen Ausweisin-

haber gestellt werden. Die sechsstellige persönliche PIN ist bei der nach-

träglichen Einschaltung zwingend zu setzen. 

Die Änderung der PIN durch einen gesetzlichen Vertreter, rechtlichen Be-

treuer, Bevollmächtigten oder sonstigen Dritten ist unzulässig. 

Ferner wird der Ausweisinhaberin bzw. dem Ausweisinhaber das Sperr-

kennwort mitgeteilt. Da der PIN-Brief vom Ausweishersteller nicht nachpro-

duziert werden kann, kann der Ausweisinhaberin bzw. dem Ausweisinhaber 

keine Entsperrnummer (PUK) mitgeteilt werden.

§ 10 Absatz 5

G.10.5.1 Versterben des Ausweisinhabers

Personalausweisbehörden, die Kenntnis vom Versterben eines Personal-

ausweisinhabers erlangen, haben die zuständige und die ausstellende Per-

sonalausweisbehörde unverzüglich in Kenntnis zu setzen (vgl. Num-

mer 22.4.1 PassVwV). Die ausstellende Personalausweisbehörde hat - so-

fern der Personalausweis nicht vorliegt und somit nicht entwertet und ein-

gezogen werden kann - die Sperrsumme an den Sperrlistenbetreiber zu 

übermitteln (§ 10 Absatz 5 Nr. 2 PAuswG). Erfährt die zuständige Perso-

nalausweisbehörde vom Tod eines Personalausweisinhabers und liegt ihr 

die Sperrsumme vor, soll sie zur Beschleunigung selbst die Sperrung ver-

anlassen. Die Pflicht zur Information der ausstellenden Behörde bleibt un-

berührt.

Darüber hinaus sind sämtliche Dokumente, welche gültig sind oder in den 

vergangenen 12 Monaten ungültig geworden sind (vgl. Nummer 2.1.4.4 

PassVwV), darüber hinaus für ungültig zu erklären und - sofern sie nicht 

vorliegen und somit nicht entwertet und eingezogen werden können (Num-

mer 6.3.3.3 PassVwV) - die betreffenden Seriennummern an die Polizei 

zwecks Einstellung in die Sachfahndung zu übermitteln.
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Auf Antrag kann die Personalausweisbehörde den Personalausweis der 

verstorbenen Person an die nächsten Angehörigen - Kinder oder Eltern - 

entwertet wieder herausgeben. Ist das Gültigkeitsdatum noch nicht abge-

laufen, ist vor Aushändigung ergänzend die Online-Ausweisfunktion auszu-

schalten (vgl. Nummer G.4.1 PAuswVwV oder 6.3.3.3 PassVwV).

G.10.5.2 Sperrung der Online-Ausweisfunktion durch die Personalausweisbehörde

Die zuständige Personalausweisbehörde hat der ausstellenden Personal-

ausweisbehörde bei der Sperrung des elektronischen Identitätsnachweises 

folgende Daten (z. B. per Fax und E-Mail) zu übermitteln: 

• Familienname und, soweit vorhanden, Geburtsname, 

• Vorname(n), 

• Tag und Ort der Geburt, 

• Seriennummer des Personalausweises.

Eine elektronische Datenübermittlung ist zulässig, wenn sie dem jeweiligen 

Stand der Technik und den übrigen rechtlichen Vorgaben entsprechend ge-

sichert erfolgt. Die ausstellende Personalausweisbehörde ermittelt anhand 

der Daten die Sperrsumme und übermittelt das Sperrersuchen unverzüglich 

(also in der Regel sofort, wenn sie Kenntnis erlangt) dem Sperrlistenbetrei-

ber.

Nach Rückmeldung durch den Sperrlistenbetreiber vermerkt die ausstellen-

de Personalausweisbehörde die Sperrung mit Datum und Uhrzeit im Perso-

nalausweisregister. 

Sofern der Ausweisinhaber das Sperrkennwort kennt und der Personalaus-

weisbehörde mitteilt, oder sofern die zuständige Personalausweisbehörde 

anderweitig über Sperrsumme und Sperrkennwort verfügt, kann auch sie - 

soweit sie technisch hierzu in der Lage ist - die Sperrung veranlassen. Sie 

hat dann aber dafür Sorge zu tragen, dass die ausstellende Behörde von 

diesem Vorgang Kenntnis erlangt. Im Übrigen ist der Ausweisinhaber auf 

die Möglichkeit hinzuweisen, dass eine Sperrung jederzeit auch über die 

Sperrhotline möglich ist. 

Sollte der zuständigen Personalausweisbehörde das Sperrkennwort nicht 

bekannt und auch nicht vom Ausweisinhaber mitgeteilt worden sein, hat sie 

die ihr zur Verfügung stehenden Möglichkeiten (z. B. Fax und E-Mail) zur 

Weitergabe des Sperrersuchens an die ausstellende Personalausweisbe-

hörde zu nutzen. Eine elektronische Datenübermittlung ist zulässig, wenn
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sie dem jeweiligen Stand der Technik und den übrigen rechtlichen Voraus-

setzungen entsprechend gesichert erfolgt. Sollte sie dennoch die ausstel-

lende Personalausweisbehörde nicht erreichen (z. B. außerhalb der Öff-

nungszeiten), hat sie die Bürgerin bzw. den Bürger darauf hinzuweisen, 

dass eine Sperrung zurzeit nicht möglich ist. Sofern mit dem Ausweisinha-

ber nichts anderes vereinbart ist, muss die zuständige Behörde in diesem 

Fall die Weitergabe des Sperrersuchens dann nachholen, wenn die ausstel-

lende Personalausweisbehörde wieder erreichbar ist.

Die ausstellende Personalausweisbehörde hat unmittelbar nach Wiederauf-

nahme des Dienstbetriebs Sperranträge von zuständigen Personalausweis-

behörden direkt an den Sperrlistenbetreiber weiterzuleiten. 

Stellt die Personalausweisbehörde fest, dass die Angabe des Wohnortes 

nicht mehr korrekt ist oder melden sich Personen ins Ausland (ohne neue 

Anschrift) ab, stellt dies allein grundsätzlich kein Sperrgrund im Sinne des 

§ 10 Absatz 5 PAuswG dar. Dasselbe gilt bei einer Vorsprache von Perso-

nen ohne festen Wohnsitz (sog. Wohnungslose).

§ 10 Absatz 6

G.10.6.1 Freiwillige Sperrung der Online-Ausweisfunktion

Für die freiwillige Sperrung des elektronischen Identitätsnachweises kann 

der Personalausweisinhaber den Sperrlistenbetreiber kontaktieren und 

durch Übermittlung des Sperrkennworts die Sperrung veranlassen.

Eine Deaktivierung der Online-Ausweisfunktion erfolgt hierdurch nicht. 

Zur Sperrung von Amts wegen aufgrund von Verlust oder Diebstahl des 

Personalausweises vgl. G.10.5.2.

§ 10 Absatz 8

G.10.8.1 Entsperrung der Online-Ausweisfunktion

Die Erklärung zur Entsperrung erfolgt persönlich durch den Ausweisinha-

ber, da neben der Vorlage des Ausweises auch eine Identifizierung des 

Ausweisinhabers zu erfolgen hat. 

Auch wenn ein rechtlicher Betreuer oder Bevollmächtigter bestellt ist, gilt 

die Erklärung der handlungsfähigen antragstellenden Person. Ist die an-

tragstellende Person handlungsunfähig, gilt die Erklärung des rechtlichen 

Betreuers, Bevollmächtigten oder gesetzlichen Vertreters.
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G.10.8.2 Datenübermittlung im Falle der Entsperrung

Die zuständige Personalausweisbehörde hat der ausstellenden Personal-

ausweisbehörde im Falle eines Antrags auf Entsperrung durch die Ausweis-

inhaberin bzw. -inhaber folgende Daten (z. B. per Fax oder E-Mail) zu 

übermitteln:

• Familienname und, soweit vorhanden, Geburtsname, 

• Vorname(n), 

• Tag und Ort der Geburt, 

• Seriennummer des Personalausweises, 

• aktuelle Anschrift.

Eine elektronische Datenübermittlung ist zulässig, wenn sie dem jeweiligen 

Stand der Technik und den übrigen rechtlichen Vorgaben entsprechend ge-

sichert erfolgt. Die ausstellende Personalausweisbehörde übermittelt so-

dann dem Sperrlistenbetreiber die Sperrsumme und vermerkt die Entsper-

rung mit Datum und Uhrzeit im Personalausweisregister. 

Nach Mitteilung des Sperrlistenbetreibers über die Löschung des Sperrein-

trages leitet die ausstellende Personalausweisbehörde dem Ausweisinha-

ber die Bestätigung der Löschung zu (vgl. § 26 Absatz 3 PAuswV).

Zu § 11 PAuswG - Informationspflichten 

§ 11 Absatz 3 

G.11.3.1 Unterrichtung und Angebot von Informationsmaterial

Die Unterrichtung über die Online-Ausweisfunktion und das Vor-Ort-

Auslesen sowie über die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen (§ 11 Ab-

satz 3 Satz 1 PAuswG) sowie das Angebot und die Annahme von Informa-

tionsmaterial können mündlich erfolgen; sie sind jeweils im Register zu 

vermerken. Aus haftungsrechtlichen Gründen sollte der Vermerk unter An-

gabe des Datums und der Uhrzeit erfolgen. 

Als Informationsmaterial dient die vom Bundesministerium des Innern, für 

Bau und Heimat herausgegebene Broschüre „Der Personalausweis mit On-

line-Ausweisfunktion“.

Anstelle des Angebots von Informationsmaterial ist auch eine Versendung 

per De-Mail nach § 11 Absatz 3 PAuswG möglich. Voraussetzung ist, dass 
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der Empfänger der Information einen Zugang für die Kommunikation über 

De-Mail eröffnet hat. Um sicherzustellen, dass der Antragsteller die De-Mail 

tatsächlich erhalten hat, ist die De-Mail mit einer Eingangsbestätigung ge-

mäß § 5 Absatz 8 des De-Mail-Gesetzes zu versenden.

Zu § 13 PAuswG - Übermittlung von Geheimnummer, Entsperrnummer und 
Sperrkennwort

§ 13

G.13.1 Zugang des PIN-Briefes bei der antragstellenden Person und Abholung des 
Personalausweises

Sofern die antragstellende Person unmittelbar durch die Personalausweis-

behörde zur Abholung des Personalausweises aufgefordert wird, ist Fol-

gendes zu beachten:

Die antragstellende Person sollte in jedem Fall aufgefordert werden, vor der 

Abholung zunächst noch den Erhalt des PIN-Briefs abzuwarten. 

Die Information an die antragstellende Person zur Abholung des Ausweises 

sollte daher – soweit technisch möglich – erst am zweiten oder dritten Tag 

nach Eingang des Ausweises in der Personalausweisbehörde erfolgen. 

Sollte die antragstellende Person nach einer Woche oder später den Aus-

weis abholen wollen, ohne den PIN-Brief erhalten zu haben, ist zu prüfen, 

ob der PIN-Brief der Personalausweisbehörde zugestellt wurde (vgl. Num-

mer 13.3). 

Zur Ausgabe des Personalausweises vgl. auch Nummer 9.1.2. 

Die Erklärung zum Erhalt des PIN-Briefs (§ 7 Absatz 7 PAuswV) wird aus-

schließlich persönlich und schriftlich durch die antragstellende Person (ab 

vollendetem 16. Lebensjahr) bzw. ihren gesetzlichen Vertreter, rechtlichen 

Betreuer oder Bevollmächtigen abgegeben. 

Ausreichend ist auch die Übergabe der unterschriebenen Erklärung durch 

einen Boten von der (geschäftsfähigen) antragstellenden Person bzw. bei 

Handlungsunfähigen von dem gesetzlichen Vertreter, dem rechtlichen Be-

treuer oder dem Bevollmächtigten. 

Die Erklärung entfällt, wenn die antragstellende Person im Ausland lebt und 

ihr der Ausweis durch die Auslandsvertretung postalisch übergeben wird 

(vgl. § 17 Absatz 7 Satz 2 und § 18 Absatz 5 PAuswV).
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G.13.2 Versand des PIN-Briefs an im Ausland lebende Deutsche

Erfolgt die Antragstellung im Ausland, wird der PIN-Brief an die antragstel-

lende Person auch ins Ausland direkt versandt, sofern das Zielland auf der 

jeweils aktuellen Liste des Auswärtigen Amtes für den entsprechenden Ver-

sand benannt ist und die antragstellende Person in Deutschland nicht ge-

meldet ist.

Ist das Zielland auf der jeweiligen Liste des Auswärtigen Amtes nicht be-

nannt, erfolgt grundsätzlich kein Direktversand des PIN-Briefs an die an-

tragstellende Person oder an die zuständige Auslandsvertretung. In diesem 

Falle verbleibt der PIN-Brief bis zur Abholung durch den Ausweisinhaber 

bei der ausstellenden Personalausweisbehörde, es sei denn, mit der zu-

ständigen Auslandsvertretung wurde das Verfahren zur Weiterleitung und 

Ausgabe des PIN-Briefs abgestimmt, z. B. im Rahmen der Ermächtigungs-

anfrage (vgl. Nummer 19.4.1 PassVwV). Auch hierbei ist stets die sicherste 

Versandart (in der Regel als Kurierpost des Auswärtigen Amts) zu wählen.

G.13.3 Zustellung von PIN-Briefen an die Personalausweisbehörde und Ausgabe 
der PIN-Briefe

Grundsätzlich ist der PIN-Brief an die von der antragstellenden Person an-

gegebene Meldeadresse zu senden. 

Sofern die antragstellende Person berechtigte Gründe vorträgt, warum der 

PIN-Brief ihr (ausnahmsweise) durch die Ausweisbehörde ausgehändigt 

werden soll, hat die Personalausweisbehörde über einen entsprechenden 

Eintrag im Feld „Lieferanschrift“ die Übersendung des PIN-Briefs durch den 

Ausweishersteller an die Personalausweisbehörde zu veranlassen.

Berechtigte Gründe liegen z. B. dann vor, wenn die antragstellende Person 

glaubhaft machen kann, dass 

a) ihr der PIN-Brief nicht zugestellt werden kann (z. B. Wohnungslose), 

b) sie den PIN-Brief an ihrer Wohnanschrift zeitnah nicht in Empfang 

nehmen kann und am derzeitigen Aufenthaltsort über keine zustellfähi-

ge Anschrift verfügt (Beantragung durch Auslandsdeutsche bzw. Bean-

tragung bei einer unzuständigen Behörde) oder 

c) sie angibt, dass sie den PIN-Brief ggf. nicht unversehrt erhalten wird. 

Liegt der PIN-Brief in der Personalausweisbehörde vor, wird er ausschließ-

lich persönlich an einen handlungsfähigen Ausweisinhaber ausgegeben. 

Die Ausgabe an eine Person mit Abholvollmacht ist unzulässig. Der weiter-

leitende Versand des PIN-Briefs durch die gemäß § 7 Absatz 2 PAuswG
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bestimmten Auslandsvertretungen ist unter den Voraussetzungen des § 18 

Absatz 5 PAuswV zulässig. 

Bei handlungsunfähigen volljährigen antragstellenden Personen darf die 

Ausgabe nur dann gegenüber der zur Betreuung bestellten oder der be-

vollmächtigten Person erfolgen, wenn die Entgegennahme und das Öffnen 

der Post aufgrund der gerichtlichen Anordnung bzw. der Vollmacht aus-

drücklich zu seinem Aufgabengebiet gehören. Andernfalls ist der Personal-

ausweis ohne PIN-Brief an den handlungsunfähigen, volljährigen Personal-

ausweisbewerber auszuhändigen und der PIN-Brief zu vernichten; über die 

Vernichtung ist ein aktenkundiger Vermerk anzulegen. 

Die zur Betreuung bestellte bzw. zur gesetzlichen Vertretung berechtigte 

Person ist auf § 18 Absatz 2 Satz 4 PAuswG hinzuweisen. Die widerrechtli-

che Nutzung der Online-Ausweisfunktion kann mit einer Geldbuße von bis 

zu 30 000 Euro geahndet werden (§ 32 Absatz 1 Nummer 5, Absatz 3 

PAuswG).

G.13.4 Aufbewahrung von Ausweisen und PIN-Briefen

Wird der PIN-Brief an die Behörde zugestellt, ist es erforderlich, den gleich-

zeitigen Zugriff sowohl auf den Personalausweis als auch auf den dazuge-

hörigen PIN-Brief mit der Geheimnummer (PIN), der Entsperrnummer 

(PUK) und dem Sperrkennwort zu verhindern. Daher ist eine örtlich ge-

trennte Aufbewahrung sicherzustellen. Die Nutzung von zwei Tresoren ist 

dabei nicht in jedem Falle erforderlich; ggf. kann die Aufbewahrung in sog. 

Sicherheits- oder Geldkassetten ausreichen. Die Personalausweisbehörden 

sind insofern gehalten, geeignete Lösungen anzuwenden, die ein vernünfti-

ges Verhältnis zwischen größtmöglicher Sicherheit und vertretbarem Auf-

wand berücksichtigen. 

Sicherheitstechnische Vorgaben zu den Aufbewahrungsbehältnissen, ins-

besondere zu den Sicherheitsklassen von Verwahrgelassen (Panzer-

schränke bzw. Tresore), werden nicht aufgestellt, da sich die Aufbewahrung 

sicherungsbedürftiger Gegenstände nach den maßgebenden landesrechtli-

chen Vorschriften richtet (vgl. Nummern 6.3.2.6 und 6.3.2.7 der PassVwV). 

Im Übrigen ist der PIN-Brief der antragstellenden Person verschlossen aus-

zuhändigen. Sollte der PIN-Brief in der Ausweisbehörde irrtümlich geöffnet 

worden sein, ist zu prüfen, ob die rote Schutzfolie und das silberne Holo-

gramm des PIN- und PUK-Feldes unbeschädigt ist und daher die Kenntnis 

von PIN und PUK durch die Personalausweisbehörde ausgeschlossen wer-

den kann. Sind diese Voraussetzungen gegeben, ist der PIN Brief und der
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Ausweis auszuhändigen. § 18 Absatz 2 PAuswV gilt entsprechend. 

Ist der PIN Brief geöffnet und sind PIN, PUK oder beide ganz oder teilweise 

sichtbar, dürfen weder der PIN-Brief noch der Personalausweis ausgehän-

digt werden. Personalausweis und PIN-Brief sind in jedem Fall zu vernich-

ten und ein neuer Personalausweis zu beantragen. Die Kosten trägt die 

Personalausweisbehörde.

G.13.5 Dokumentenausgabe ohne PIN-Brief / Reklamationsbestellung

Sofern der Ausweisinhaber bei der Ausgabe des Personalausweises angibt, 

den PIN-Brief nicht erhalten zu haben, bestehen für die antragstellende 

Person zwei Möglichkeiten: 

1. Die antragstellende Person setzt seine persönliche, sechsstellige PIN 

bei Ausgabe des Dokuments und erhält das Sperrkennwort mitgeteilt. 

Ferner wird der Antragsteller informiert, dass er bei Vergessen der PIN 

jederzeit eine neue PIN bei der Behörde setzen könne (gebührenpflich-

tig). Die PUK, welche das kostenlose Neusetzen der PIN zu Hause am 

PC ermöglicht, steht ausschließlich im PIN-Brief und kann durch die 

Behörde daher nicht mitgeteilt werden. 

Die Entscheidung, ob und wann die Online-Ausweisfunktion verwendet 

wird, liegt auch weiterhin stets beim Ausweisinhaber.

2. Die antragstellende Person beantragt einen neuen Personalausweis. 

Im Falle einer Reklamationsbestellung ist der PIN-Brief an die ausstel-

lende Behörde zu senden.

Die Personalausweisbehörde hat die antragstellende Person hierüber 

zu informieren und gleichzeitig darauf hinzuweisen, dass ein PIN-Brief, 

der nach der Reklamationsbestellung bei der antragstellenden Person 

eingeht, zu vernichten ist, da dieser PIN-Brief dem zuerst beantragten 

Ausweis zuzurechnen ist und nicht verwendet werden kann. Die dort 

enthaltenen Daten können nicht für die Nutzung bzw. Sperrung der On-

line-Ausweisfunktion des neubeantragten Ausweises eingesetzt wer-

den.

In allen anderen Fällen ist der zum neubestellten Personalausweis zugehö-

rige PIN-Brief an die von der antragstellenden Person angegebene Melde-

adresse zu senden. Auch in diesen Fällen hat die Personalausweisbehörde 

die antragstellende Person darauf hinzuweisen, dass der zuerst versandte 

PIN-Brief, der nach der Neubestellung bei der antragstellenden Person ein-
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geht, zu vernichten ist, da die dort enthaltenen Daten nicht für die Nutzung 

bzw. Sperrung der Online-Ausweisfunktion des neubeantragten Ausweises 

eingesetzt werden können.

Zur Ausgabe an einen bevollmächtigten Vertreter vgl. Nummer G.9.1.3.

Zu § 28 PAuswG - Ungültigkeit 

§ 28 Absatz 3 

G.28.3.1 Verfahren bei Feststellung eines defekten Chips 

Sollte im Inland beim Versuch einer Adressänderung, beim Versuch des 

Einschaltens der Online-Ausweisfunktion oder bei einer vom Ausweisinha-

ber gewünschten PIN-Änderung festgestellt werden, dass der Chip im Per-

sonalausweis von dem Änderungsterminal nicht „angesprochen“ werden 

kann, ist der Ausweis grundsätzlich dem Ausweishersteller (Bundesdrucke-

rei GmbH) im Wege des Reklamationsverfahrens vorzulegen. Der Aus-

weishersteller wird sodann eine Prüfung veranlassen, um die Hintergründe 

für die fehlende Chipfunktionalität zu klären. 

Die Reklamation liegt im Interesse der Bundesrepublik Deutschland als Ei-

gentümer nach § 4 Absatz 2 PAuswG, da u. a. durch das Reklamationsver-

fahren ein zusätzliches Qualitätssicherungsverfahren zur Verfügung steht. 

Hinsichtlich der Durchführung des Reklamationsverfahrens wird ergänzend 

auf das Handbuch für Personalausweisbehörden verwiesen.

Sofern der Ausweisinhaber die Durchführung eines Reklamationsverfah-

rens nicht wünscht, kann hierauf verzichtet werden, da ein Personalausweis 

auch ohne einen funktionsfähigen Chip gültig ist. Ist der Chip defekt und will 

der Ausweisinhaber keine Neuausstellung vornehmen lassen, erfolgt die 

Anschriftenänderung lediglich mittels Adressaufkleber auf der Rückseite 

des Personalausweises.

Für die Dauer des Reklamationsverfahrens muss dem Ausweisinhaber kein 

vorläufiger Personalausweis ausgestellt werden, da lediglich eine Ausweis-

pflicht und keine Mitführungspflicht eines Ausweises im Inland besteht. Der 

Ausweisinhaber erfüllt auch während des Reklamationsverfahrens die Aus-

weispflicht im Sinne des § 1 Absatz 1 PAuswG, auch wenn er die tatsächli-

che Verfügungsgewalt während der Reklamation nicht besitzt.

Anmerkung: Im Falle eines Grenzübertritts und während des Aufenthalts im
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Ausland ist ein Ausweis oder Reisepass zwingend mitzuführen. 

Wird der Chip-Defekt im Ausland festgestellt, so ist das Reklamationsver-

fahren ebenfalls nur durchzuführen, wenn der Ausweisinhaber damit ein-

verstanden ist. Zudem ist er darauf hinzuweisen, dass ihm von der Aus-

landsvertretung für die Dauer des Reklamationsverfahrens ein vorläufiger 

Reisepass, jedoch kein vorläufiger Personalausweis ausgestellt werden 

kann (vgl. Nummer G.3.2.1). 

Sofern durch den Ausweishersteller festgestellt wird, dass dem Ausweisin-

haber kein Verschulden zuzurechnen ist, wird diesem kostenfrei ein neuer 

Ausweis ausgestellt, Eine Neubeantragung ist durchzuführen.

Zu § 29 PAuswG - Sicherstellung und Einziehung

§ 29 Absatz 1

G.29.1.1 Einziehung nach Änderung der Vornamensreihenfolge 

Ein wegen Änderung der Vornamensreihenfolge ungültig gewordener Per-

sonalausweis (vgl. Nummer 11.0.1 c) der Passverwaltungsvorschriften) ist 

einzuziehen. Wird die Wiederaushändigung des entwerteten Dokuments 

beantragt (vgl. Nummer 6.3.3.3 PassVwV), ist vorher - sofern das Gültig-

keitsdatum noch nicht abgelaufen ist - ergänzend die Online-

Ausweisfunktion auszuschalten.

Verwaltungsvorschriften zur Personalausweisverordnung

Zu § 19 PAuswV - Änderung der Anschrift

V.19.1.1 Änderung der Anschrift bei Personalausweisen nach altem Muster

Für Personalausweise, die bis zum 31. Oktober 2010 ausgestellt worden 

sind, ist zur Änderung der Anschrift der Aufkleber nach altem Muster zu 

verwenden. Die Änderung der Anschrift auf einem Ausweis nach altem 

Muster kann ebenfalls unter der Angabe der Postleitzahl und der Serien-

nummer erfolgen. 

Der in der Personalausweisverordnung im Anhang 1 abgebildete Ände-

rungsaufkleber ist ausschließlich für die Personalausweise im Scheckkar-
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tenformat (ID-1) zu verwenden. 

V.19.1.2 Datenübermittlung im Falle des Änderungsdienstes

Drucksache 300/19

Die zuständige Personalausweisbehörde hat der ausstellenden Personal-

ausweisbehörde im Falle des Änderungsdienstes folgende Daten (z. B. per 

Fax oder E-Mail) zu übermitteln: 

• Familienname und, soweit vorhanden, Geburtsname, 

• Vorname(n), 

• Tag und Ort der Geburt, 

• Seriennummer des Personalausweises, 

• Information über den vorgenommenen Änderungsdienst mit Datum 

und Uhrzeit.

Eine elektronische Datenübermittlung ist zulässig, wenn sie dem jeweiligen 

Stand der Technik und den übrigen rechtlichen Vorgaben entsprechend ge-

sichert erfolgt. Anhand der übermittelten Daten übernimmt die ausstellende 

Personalausweisbehörde den erfolgten Änderungsdienst in das Personal-

ausweisregister.

V.19.1.3 Anschriftenänderung bei defektem Chip

Ist zu vermuten, dass der Chip defekt ist, soll entsprechend Nummer 

G.28.3.1 zunächst ein Reklamationsverfahren beim Ausweishersteller 

durchgeführt werden, um zu verhindern, dass bei einer ggf. nur kurzzeitigen 

Störung des Chips, einer Störung in der Chipantenne oder ggf. eines Feh-

lers bei einem oder mehreren Änderungsterminals lediglich die Anschrift 

mittels Aufkleber geändert wird und somit die Adressangabe auf dem Auf-

kleber nicht mit der Adressangabe auf dem noch funktionsfähigen Chip 

übereinstimmt.

Sollte der Chip nach Prüfung durch den Ausweishersteller weiterhin funkti-

onsfähig sein, erfolgt nach Rücklauf des geprüften Ausweises vom Aus-

weishersteller die Adressänderung im Chip und auf der Rückseite des Per-

sonalausweises per Adressaufkleber. Sofern der Chip defekt ist und der 

Ausweisinhaber keine Neuausstellung vornehmen lassen möchte, erfolgt 

die Anschriftenänderung lediglich mittels Adressaufkleber auf der Rückseite 

des Personalausweises.

Die Beschriftung des Änderungsaufklebers hat entsprechend der Vorgaben 

des Anhangs 3 der PAuswV zu erfolgen. Die Änderung der Anschrift ist der
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ausstellenden Behörde nicht mitzuteilen.

Zu § 20 PAuswV - Neusetzung und Änderung der Geheimnummer 

§ 20 Absatz 2

V.20.2.1 Zur Änderung der PIN

Die Erklärung zum Ersetzen der PIN durch eine neue PIN ist an keine 

Formvorschrift gebunden und kann nur durch den handlungsfähigen Aus-

weisinhaber gestellt werden.

Die Änderung der PIN durch einen gesetzlichen Vertreter, rechtlichen Be-

treuer, einen Bevollmächtigten oder sonstigen Dritten ist unzulässig. 

Sofern aus Anlass der Ausgabe des Personalausweises in der Personal-

ausweisbehörde die Transport-PIN geändert und die sechsstellige persönli-

che PIN gesetzt wird, sind vom Ausweisinhaber keine Gebühren für diese 

Dienstleistung zu erheben (vgl. § 2 Absatz 1 Satz 2 PAuswGebV).

Artikel 2 

Inkrafttreten

Diese Allgemeine Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Berlin, den ….

Die Bundeskanzlerin

Der Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat
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